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Beschluss

Annahme
AGMigration und Vielfalt, Abteilungen 16 und 7
Der Kreisdelegiertenversammlung möge beschließen:
Der Landesparteitag möge beschließen:

Leitlinien einer kohärenten Flüchtlingspolitik im gesamten Land – Forderungen endlich ernst nehmen
und umsetzen!

Forderungen endlich ernst nehmen und umsetzen!

Alle sozialdemokratischenMandatsträger auf Bezirks- und Landesebenewerdenaufgefordert, die bisherigen Forderungenund
Beschlüsse zur Berliner Flüchtlingspolitik ernst nehmen und dabei folgende Punkte zeitnah umzusetzen:

1. Institutionelle und organisatorische Neuausrichtung der Kommunikationswege

a) FlüchtlingsfürsprecherInnen

Jedem Bezirk steht eine ausreichende Anzahl an vom Land Berlin regelfinanzierten FlüchtlingsfürsprecherInnen zur Verfü-
gung. Deren Aufgaben sollen wie bei den PatientenfürsprecherInnen gesetzlich geregelt werden. Diese Stellen sollen durch
das regelfinanzierte Landesrahmenprogramm für Stadtteilmütter und Integrationslotsen der Berliner Senatsverwaltung für
Arbeit, Integration und Frauen zur Verfügung gestellt werden. Diese sollen nur für die Belange der Flüchtlinge in den Bezirken
zuständig sein. Durch die inhaltliche Nachsteuerung des Landesrahmenprogramms kann für die FlüchtlingsfürsprecherInnen
auf lange Sicht ein finanzieller Rahmen sichergestellt werden und somit die Beratungsleistungen für die Flüchtlinge kontinu-
ierlich angeboten werden.

Die FlüchtlingsfürsprecherInnen bietenmindestens einmal proWoche Beratungsgespräche in jeder Flüchtlingsunterkunft an,
sie stellen die Schnittstelle zu der Ombudsstelle des Landes Berlin her und helfen neben den SozialarbeiterInnen bei Fragen
und Problemen der Flüchtlinge.

Die FlüchtlingsfürsprecherInnen sollen die relevanten Sprachen Englisch, Französisch, Arabisch, Serbisch/Kroatisch/Bosnisch,
Rumänisch, Romani sowie weitere relevante Sprachen abdecken. Hierbei soll der jeweilige Bedarf berücksichtigt wer-
den.

b) Ombudsstelle auf Landesebene

Es ist eine im Antrag Nr. 130/I/2014 vom Landesparteitag am 17. Mai 2014 geforderte Ombudsstelle in der Senatsverwaltung
anzusiedeln, welche in allen Fragen und Belangen für Flüchtlinge, Ehrenamtliche, FlüchtlingsfürsprecherInnen, Sozialarbeite-
rInnen in Flüchtlingsheimen zur Verfügung steht.

Dieser soll ein effektives Auskunfts- und Antragsrecht auf die entsprechenden Landesbehörden eingeräumtwerden, damit sie
bei Problemen undMissständen intervenieren und das LaGeSo, den Bezirk und den freien Träger zur Behebung derMissstände
auffordern und entsprechende Maßnahmen vorschlagen kann.

c) Einrichtung eines Runden Tisches:

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats werden aufgefordert, einen Runden Tisch einzurichten, welcher für und zwi-
schen freie(n) Träger(n), Ehrenamtliche(n), SozialarbeiterInnen, Flüchtlinge(n), den FlüchtlingsfürsprecherInnen, dem Flücht-
lingsrat, Migrationsbeirat und dem Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo) einen Austausch ermöglicht und eine
Informationsplattform bietet.

d) Infobroschüren

Jeder Bezirk stellt den Flüchtlingsheimen Infobroschüren in den o.g. relevanten Sprachen zur Verfügung. Anhand der Broschü-
ren können sich die Flüchtlinge über ihren Bezirk, bürokratische Abläufe, ihre Rechte und Ansprechpartner sowie Freizeitange-
bote für Kinder und Jugendliche etc. informieren.

e) Einbindung der BürgerInnen

Jeder Bezirk muss rechtzeitig vor, bei und nach der Inbetriebnahme einer Flüchtlingsunterkunft die anliegenden AnwohnerIn-
nen ausreichend informieren, dafür Sorge tragen, dass Ängste genommen werden sowie ein soziales und friedliches Wohnen
imUmfeld der Flüchtlingsunterkunft entsteht. Aufklärungsmaterial wie beispielweise Infobroschüren für die BewohnerInnen
sollten zur Verfügung gestellt werden.

2. Verbesserte Wohnbedingungen und Neuausrichtung der Wohnungspolitik
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a) Familien- und geschlechtergerechte Unterkünfte

Das LaGeSo hat in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der Bezirke dafür Sorge zu tragen, dass es in den
Flüchtlingsunterkünften eine familien- und geschlechtergerechte Raumaufteilung gibt. Hierzu gehören eine ausreichende
Anzahl an nach Geschlechtern getrennten Bädern sowie Familien-, Mutter-Kind-, und Frauenschlafzimmern sowie Kinder-
zimmer.

Vor Zuteilung von Gruppen an Flüchtlingsunterkünfte muss das LaGeSo hierzu eine Abfrage bei den jeweiligen Bezirksämtern
und privaten Betreibern vornehmen, die die o.g. Kriterien positiv bestätigen müssen.

b) Privatsphäre achten und für Sicherheit sorgen

Private Räumemüssen mit einem Schlüssel abschließbar sein und dürfen in Abwesenheit nicht kontrolliert werden.

Besuchsrechte für Ehrenamtliche, Vereine und FlüchtlingsfürsprecherInnen müssen geregelt werden. Ggf. müssen entspre-
chende Besucherräume geschaffen werden.

UmMissbrauch zu vermeiden und Zugangskontrollen einfach zu gestalten, soll jede/r Heimbewohner/in einen Hausausweis
mit Lichtbild erhalten, der zum Einlass berechtigt. Das LaGeSo verteilt diese Hausausweise bereits bei der Zuteilung auf die
entsprechenden Heime.

c) Kooperation vor Ort fördern

Die Arbeit der flüchtlingspolitischen Initiativen vor Ort muss anerkannt werden. Ein verbindliches Kooperationsbestreben für
eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit solchen Initiativen und Betreibern ist ein Prozess, der angestoßen wer-
den kann. In die Vertragsformalitätenmuss die Sozialraumorientierungmitaufgenommenwerden undmuss Bestandteil aller
mit den Betreibern von Flüchtlingsheimen abgeschlossenen Verträge sein. Die Betreiber der Flüchtlingsunterkünfte müssen
jährliche Kooperationsvereinbarungen mit Vereinen ggf. Initiativen vor Ort nachweisen. Eine schriftliche Befürwortung der
örtlichen Integrationsbeauftragten ggf. Ombudsstelle ist erforderlich.

d) Soziale Wohnungspolitik

Flüchtlinge sollen ein Belegungsrecht auf Wohnraum im Rahmen der sozialen Wohnungspolitik und der geplanten Neuaus-
richtung der Liegenschaftspolitik erhalten.

Mit einer Sozialraumanalyse soll langfristig Planungssicherheit geschaffen werden, so dass die soziale Wohnungspolitik ziel-
gerecht umgesetzt und der Liegenschaftsfond gerecht verwaltet werden kann.

e) Umsetzung des Bürgermeisterbeschlusses

Der Rat der BezirksbürgermeisterInnen der Stadt Berlin hat eine gerechte und gleichmäßige Verteilung der Flüchtlinge auf alle
Berliner Bezirke beschlossen.

Dieser Beschluss muss in allen Bezirken endlich umgesetzt werden. Hierzu gehört auch der in Antrag Nr. 134/I/2014 vom Lan-
desparteitag am 17. Mai 2014 an die AGH-Fraktion überwiesene Antrag, einenMasterplan zur dezentralen Unterbringen der in
Berlin ankommenden Flüchtlinge zu entwickeln.

3. Effektives Qualitätsmanagement und regelmäßige Kontrollen

a) Einheitliche und unangreifbare Verträge mit Betreibern von Flüchtlingsunterkünften

Die sozialdemokratischenMitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats werden aufgefordert, Verträge für Unterkünfte
bei freie Trägern und anderen private Heimbetreibern aufzusetzen, die nicht mehr nach Belieben der freien Trägern und priva-
tenHeimbetreibern verhandelbar sind. Alle Verträge sind einheitlich und befristet zu gestalten, damit vergleichbareQualitäts-
standards existieren und effektive, unangekündigte Qualitätskontrollen durch staatliche Stellen bzw. Beanstandungen über
die FlüchtlingsfürsprecherInnen an die Ombudsstelle möglich sind. Diesbezüglich dürfen die privaten Betreiber von Flücht-
lingsunterkünften kein Zutrittsverweigerungsrecht haben (s.o.).

b) Kontrollen in den Flüchtlingsunterkünften

Wir fordern strengere und engmaschigere Kontrollen, die einwandfreie Hygiene- und Lebensstandards aller BewohnerInnen
sichern. Hierfür muss das LaGeSo mit ausreichend Personal ausgestattet werden. Die Anzahl der Qualitätskontrollen muss
einheitlich geregelt sein. Die Heimbetreiber müssen sich an die Verträge halten, sonst drohen Vertragsstrafen und/oder Kür-
zungen der Mittel. Es darf nicht mehr zu Abweichungen von Qualitätsstandards kommen.

Die verbindlichen Qualitätsstandards sollen auf der Homepage des LaGeSo für jedermann zugänglich veröffentlicht wer-
den.

Es muss gesichert ein, dass kein Träger eine Flüchtlingsunterkunft eröffnet oder vom LaGeSo Geld dafür erhält, bevor ein Ver-
trag abgeschlossen wurde.

4. Mitbestimmungsrecht für Flüchtlinge gesetzlich sichern
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Das Land Berlin hat ein Gesetz zu entwerfen, in dem ein Mitwirkungssrecht der Flüchtlinge für ihre Organisation in Gemein-
schaftsflüchtlingsheimen in Berlin geregelt und gesichert wird. Dieses Mitbestimmungsrecht dient der Übernahme von Ver-
antwortung und Selbstorganisation der Flüchtlinge und soll klare Strukturen und Ansprechpartner für die Betreiber sicher-
stellen Die Festschreibung dieses Mitbestimmungsrechts muss Bestandteil aller mit den Betreibern von Flüchtlingsheimen
abgeschlossenen Verträge sein.

5. Bildung

Das LaGeSo muss den Bezirken und der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft die notwendigen Daten der
(Name, Alter, Sprachkenntnisse, Anzahl) unverzüglich nach Zuweisung zur Verfügung stellen, damit jeder Bezirk die Pflicht
wahrnehmen kann, den ankommenden Flüchtlingskindern im Kita- bzw. schulpflichtigemAlter (bei Flüchtlingen bis zu 21 Jah-
ren) einen Kitaplatz bzw. einen Schulplatz zur Verfügung zu stellen. Hierzu sind eine ausreichende Anzahl an Lehrkräften zur
Verfügung zu stellen.

Weiterhin sollen kostenfreie Deutschkurse für Flüchtlinge an den Berliner Volkshochschulen – finanziert vom BAMF – einge-
richtet werden.

6. Gesundheit

a) Medizinische Versorgung sichern

In jeder Unterkunftmuss es den Flüchtlingen jederzeit möglich sein, imNotfall medizinische Versorgung zu erhalten. Die Kon-
takte sollen in den Infobroschüren stehen und auch ausgehängt werden. Dies setzt auch eine kostenlose Arztbehandlung
voraus.

b) Kostenerstattung

Das Abgeordnetenhaus soll ein Gesetz entwickeln, in dem verbindlich die Zuteilungsfragen und Kostenlasten für die einzel-
nen Stellen und Bezirke anhand der Zahl der Flüchtlinge unter Berücksichtigung der jeweiligen bezirklichen Haushaltslage
(entsprechend der Regelung auf Bundesebene gemäß dem Königssteiner Schlüssel) geregelt werden.

Das Land Berlin muss für Sonderkosten, die bisher die Bezirke tragen, aufkommen. Hier ist insbesondere an die Zusage von
SenFin, die Impfkosten zu erstatten, zu erinnern, die eingehalten und ausgebaut werden muss!

BVV-Fraktion: Die SPD-Fraktion hat kontinuierlich das Thema geflüchtete Menschen in die Arbeit der Bezirksver-
ordnetenversammlung eingebracht. Die BVV hat auf Antrag 1765/IV der SPD-Fraktion „Perspektive für Flüchtlinge
in (unserer)Mitte“ am20.11.2014 beschlossen folgende Punkte gegenüber demSenat von Berlin für folgende Punk-
te einzusetzen:

• Sammelunterkünfte sind imPrinzip zu vermeidenund sollten,wennüberhaupt,mit einermöglichst kurzen
Verweildauer für die Betroffenen verbunden sein.

• Flüchtlinge sollen in möglichst kleinen Gruppen dezentral in allen Teilen Berlins untergebracht werden;
dabei sind die entsprechenden Standards zu garantieren.

• Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge müssen in kind- und jugendgerechter Umgebung untergebracht
werden, und für Familien mit Kindern sind abschließbare Wohneinheiten vorzuhalten.

• Eine geschlechtsspezifische Unterbringung und Betreuungmuss in allen Unterkünften gewährleistet sein.

• Ein Konzept zur Unterbringung von alleinstehenden Flüchtlingsfrauen innerhalb der Erstaufnahmeeinrich-
tung und der Gemeinschaftsunterkünfte ist zu entwickeln

• EsmüssenweitereWohnungsunternehmen für die Vereinbarung „Wohnungen für Flüchtlinge“ gewonnen
werden.

• Für die Flüchtlinge, die in Wohnungen vermittelt werden, muss eine ausreichende soziale Betreuung si-
chergestellt werden; insbesondere für die Betreuung und Beschulung der Kinder ist zu sorgen

Umdie Arbeit in den Unterkünften besser unterstützen zu können habenwir uns dafür eingesetzt, eine Sonderso-
zialkommission für Flüchtlinge (1689/VI) einzugerichten. Die Flüchtlingsfürsprecher_innen sind für die Betreuung
der Flüchtlingsunterkünfte erstmalig im Bezirk Mitte eingerichtet worden. Damit wollen wir ehrenamtlichen Hel-
fer_innen einen besseren Status geben.Mehr Deutschkurse der CityVHS für Flüchtlinge im Antrag 1921/IV war die
Forderung der SPD, dass die Haushaltsmittel für Angebote von Deutschkursen an Volkshochschulen für geflüchte-
teMenschen aufgestocktwerdenunddiesenmöglichst zeitnahDeutschkurse anzubieten.Mit demBeschluss über
den Bezirkshaushalt 2016/2017wurden dafür die Personalmittel für Volkshochschulen verstärkt. An vielen Schulen
sindWillkommensklassen für Kinder und Jugendliche entstanden, diewenig oder gar keinDeutsch sprechen. Auch
am Berlin Kolleg wollen wir druch Vorkurse junge geflüchtete Menschen auf demWeg zum Abitur unterstützen.
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(Drs. 1816/IV) Die Förderung der Kinder und Jugendlichen ist ein Schwerpunkt unserer Arbeit: Wir setzen uns ein
für „Berufsvorbereitungs- und Ausbildungsangebot für Flüchtlinge“ (Drs. 1533/IV) und wollen eine bessere Förde-
rung der Kinder in den Bereichen Schule, Sport undMusik durch die „Nutzung des Bildungs- und Teilhabepaketes
in den Flüchtlingsunterkünften“ (Drs. 2178/IV) erreichen. Mit Freien Trägern wollen wir„Patenschaften für Flücht-
lingskinder“ (Drs. 2084/IV) initiieren, so dass Gruppenunterkünfte und Jugendeinrichtungen besser kooperieren
können. Frühzeitig haben wir uns für die angemessene Unterbringung der geflüchteten Menschen eingesetzt.
Keine Unterbringung von Flüchtlingen in Turnhallen war einer der Anträge dafür. Jetzt ist der Bezirk Mitte mit
seinem Integrationsprogramm als erster Bezirk in Mitte ein Konzept für bezirkliche Flüchtlingspolitik vorlegen.
Damit soll eine zusammenhängende Flüchtlingsarbeit koordiniert werden. Am deutlichsten zeigt unser Antrag
„Berufspraktika für geflüchteteMenschen“ (Drs. 2087/IV), dass wir denMenschen, die neu in unseren Bezirk kom-
men, einen schnellen Einstieg in eine Zukunft geben wollen, in der sie ihr eigenes Geld verdienen können und
nicht mehr abhängig sind von staatlichen Leistungen. Das sind einige der Initiativen, die unser sozialdemokrati-
sche Verständnis von Flüchtlingspolitik deutlich macht: WIR sagen „Willkommen in unserer Mitte“   Bezirksamt:
Wir durch tätiges Handeln umgesetzt.   Landesparteitag: Erledigt bei Annahme 156/II/2014 auf LPT (Link)
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